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(3) Sind die gesetzlich zur Übernahme der Bestat­
tungskosten verpflichteten Personen nicht sofort in der 
Lage, die Bestattungskosten zu übernehmen, so können 
diese vorläufig im Rahmen des Notwendigen aus Mit­
teln der Sozialfürsorge getragen werden. I/i diesen 
Fällen besteht Rückerstattungspflicht. Das gleiche gilt, 
wenn die Verwertung des Nachlasses nicht sofort mög­
lich ist. Die Aufwendungen gelten dann entsprechend 
§ 1967 BGB als Nachlaßverbindlichkeit.

(4) Zu dem notwendigen Bestattungsaufwand gehören 
in der Regei:

a) Kosten für Erd- bzw. Feuerbestattung ohne Son­
derleistungen,

b) Überführung zum nächstgelegenen Friedhof,
c) Einfacher Sarg mit Ausstattung bzvy. Urne,
d) Gebühren für eventuell notwendige kostenpflich­

tige Bescheinigungen (Totenschein usw.).

(5) Gebühren für musikalische Umrahmung und 
andere Sonderleistungen können aus Mitteln der Sozial­
fürsorge nicht übernommen werden.

Zu § 14 der Verordnung:

§ 9
(1) Kann ein Nachweis nicht ausreichend beigebracht 

werden, so ist von dem Sozialfürsorgeempfänger auf 
Verlangen eine Erklärung über die Höhe der Einkünfte 
abzugeben.

(2) Üben Personen, die Antrag auf Sozialfürsorge­
unterstützung stellen bzw. Sozialfürsorgeunterstützung 
beziehen, eine Tätigkeit im Haushalt von Angehörigen 
oder fremden Personen aus, so ist ein dem Umfang 
der Tätigkeit entsprechender Betrag als Arbeitsein­
kommen anzusehen.

(3) Das erzielte Nettoarbeitseinkommen ist bei der 
darauffolgenden Unterstützungszahlung anzurechnen. 
Bei Wegfall der Hilfsbedürftigkeit ist wegen des im 
letzten Monat erzielten Verdienstes, der noch nicht 
angerechnet werden konnte, keine Rückforderung von 
gewährter Sozialfürsorgeunterstützung vorzunehmen.

(4) Bei Wegfall der Hilfsbedürftigkeit durch Auf­
nahme einer Arbeit kann die Sozialfürsorgeunter­
stützung bis zum Tage der ersten Lohnzahlung ge­
währt werden.

§ 10
Mietzins und Pachtzins, Zinsen, Renten, Arbeitslosen­

unterstützung, Krankengeld, Unterhaltsbeiträge und 
ähnliche Einkünfte sind in voller Höhe auf die Sozial­
fürsorgeunterstützung anzurechnen.

§ n
Auf die Leistungen der Sozialfürsorge sind nicht an­

zurechnen: fj

1. Ehrengeld, das auf Grund besonderer Leistungen 
im Dienste der Gesellschaft gezahlt wird;

2. Unterstützungen auf Grund des Gesetzes vom 
27. September 1950 über den Mutter- und Kinder­
schutz und die Rechte der Frau (GBl. S. 1037);

3. Unterhaltsbeihilfen gemäß Anordnung vom 8. Juni 
1954 über die Gewährung von Unterhaltsbeihilfen 
an Oberschüler (ZB1. S. 263), auch dann nicht, wenn 
der Schüler in einem Internat untergebracht ist;

4. Stipendien an Fachschüler bis zur Höhe von monat­
lich 60 DM, auch dann nicht, wenn der Fachschüler 
im Internat untergebracht ist. Der darüber hinaus­
gehende Betrag des Stipendiums ist auf die Sozial­

fürsorgeunterstützung des hilfsbedürftigen Fach­
schülers anzurechnen. Leistungsprämien bleiben an­
rechnungsfrei.

5. Zulagen, die auf Grund einer höheren Lebensmittel­
karte gewährt werden, und Sonderzuschüsse des 
staatlichen Gesundheitswesens für Tuberkulose­
kranke. Hiervon unberührt bleibt § 8 der Verord­
nung.

6. Sonderpflegegeld entsprechend der Verordnung vom
7. Januar 1954 über die Zahlung eines Sonderpflege­
geldes (GBl. S. 29) und der Verordnung vom 2. De­
zember 1954 zur Änderung der Verordnung über 
die Zahlung eines Sonderpflegegeldes (GBl. S. 923).

7. Pflegegeld, das von der Sozialversicherung gezahlt 
wird. § 15 Abs. 3 der Verordnung bleibt hiervon 
unberührt.

8. 10 % der Einkünfte aus Untervermietung — ein­
schließlich Küchenbenutzung — eines Leerzimmers 
oder teilmöblierten Zimmers, bzw. 20 % der Ein­
künfte aus Untervermietung — einschließlich 
Küchenbenutzung — eines möblierten Zimmers. 
Die im Zimmerpreis enthaltenen Aufwendungen 
für Licht, Gasverbrauch, Zimmerheizung und 
Morgenkaffee sind ebenfalls nicht anzurechnen.

Zu § 19 Abs. 1 der Verordnung:
§ 12

In Fällen, in denen Hypotheken zur Sicherung des 
Anspruchs auf Rückzahlung gewährter Sozialfürsorge­
unterstützung bestellt und im Grundbuch eingetragen 
werden, ist als Gläubiger der örtlich zuständige Rat 
der Gemeinde einzutragen.

§ 13
Die Höhe der einzutragenden Sicherungshypotheken 

ist vom Rat der Gemeinde — Sozialfürsorge — auf den 
fünffachen Jahresbetrag der im Zeitpunkt der Antrag­
stellung gewährten Sozialfürsorgeunterstützung zu be­
messen. Sprechen besondere Umstände dafür, daß die 
zu gewährenden Unterstützungsbeträge aller Voraussicht 
nach erheblich unter diesem fünffachen Jahresbetrag 
bleiben werden, so kann die Höhe der einzutragenden 
Sicherungshypothek niedriger, jedoch nicht unter 
300 DM, festgesetzt werden.

§ 14
(1) Der Rat der Gemeinde — Sozialfürsorge — hat 

die Sicherungshypothek nebst Forderung an die zu­
ständige Sparkasse (bei Forderungen gegen Eigentümer 
von landwirtschaftlichem oder vorwiegend landwirt­
schaftlich genutztem Grundbesitz an die Deutsche 
Bauernbank) abzutreten, wenn eine Realisierung der 
Forderung möglich ist.

(2) Der Sparkasse bzw. der Deutschen Bauernbank 
sind dabei die Akte, die genaue Anschrift des Schuld­
ners oder der Erben sowie ein schriftliches Anerkenntnis 
über die Höhe der Forderung und sonstige wesentliche 
Angaben über die Verhältnisse des Schuldners zuzu­
leiten.

Zu § 22 der Verordnung:
§ 15

(1) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter sind durch den 
Rat der Gemeinde — Sozialfürsorge — und den Rat 
des Kreises, Abteilung Arbeit und Berufsausbildung, 
regelmäßig anzuleiten und zu schulen.

(2) Die ehrenamtlichen Mitarbeiter erhalten zur Legi­
timation bei der Durchführung ihrer ehrenamtlichen 
Aufgaben eine zeitlich befristete Bescheinigung vom 
Vorsitzenden des Rates der Gemeinde.


